
Vorlage - 268/2014  

Begründung:

Zu 1.
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 27.3.2012 das Integrierte Handlungskonzept (IHEK) Stadtumbau Trier-
West (Vorlage 080/ 2012) als städtebauliches Entwicklungskonzept gemäß § 171b Abs. 2 BauGB beschlossen. 
Das Konzept beschreibt die Ziele und Maßnahmen des Stadtumbaus. Die Ziele der Stadtumbaumaßnahme 
werden in den einzelnen Unterkapiteln des Handlungskonzepts durch konkrete Projekte spezifiziert. Folgende 
Projektgruppen wurden gebildet:
- Vorbereitende, übergeordnete Planungen und Konzepte,
- Entwicklung der Potenzialflächen westlich der Eurener Straße,
- Entwicklung der Potenzialflächen zwischen Eurener Straße und Bahntrasse,
- Entwicklung der Stadtteilmitte Trier-West,
- Stadt am Fluss: Inwertsetzung der Quartiere zwischen Bahntrasse und Mosel,
- Optimierung der Grün- und Freiflächenversorgung sowie der Wegevernetzung,
- Neuordnung der Erschließung für den MIV und ÖPNV in Trier-West,
- ergänzende Einzelmaßnahmen,
- Öffentlichkeitsarbeit, Partizipation und Stadtumbaumanagement,
- Exkurs: Projekte im Programmgebiet der Sozialen Stadt.
Innerhalb dieser Projektgruppen finden sich insgesamt 49 Einzelprojekte, deren Ziele, Beschreibung und
Organisation in gesonderten Projektbögen dargestellt werden. Das Integrierte Handlungskonzept dient in erster 
Linie als Grundlage für die Beantragung von Fördermitteln und die Strukturierung der erforderlichen 
Arbeitsschritte, um den Masterplan Trier-West (vgl. Vorlage 023/2010, Beschluss vom 11.5.2010) umzusetzen.
Zudem wurde vom Stadtrat am 27.3.2012 beschlossen den zur Umsetzung der Maßnahmen erforderlichen 
Beschluss des Stadtumbaugebiets gemäß § 171b Abs. 1 BauGB zu fassen, sobald die entsprechende 
Förderzusage des Landes vorliegt. Diese Zusage ist mit Schreiben des Innenministers vom 10.6.2014 der Stadt 
Trier zugegangen. 
Der Finanzierungsrahmen für das ca. 124 ha große Stadtumbaugebiet sieht über die gesamte Laufzeit ein
Investitionsvolumen von insgesamt 209 Mio. € vor. Neben den ausgelösten privaten Investitionen i.H. von 166 
Mio. € und sonstigen Fördermaßnahmen sind hiervon ca. 27 Mio. € zur Förderung im Rahmen der 
Stadterneuerung im Programm Stadtumbau vorgesehen. Die Maßnahmen- und Finanzierungsplanung wurde 
bereits im „Planungsrahmen zum künftigen Einsatz von Mitteln des Stadterneuerungsprogramms in Trier,
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Fortschreibung 2013-2018“ beschlossen (Vorlage 306/2013). Vor dem Hintergrund der beabsichtigten erhöhten 
Förderung durch das Land und den Bund der Oberzentren sowohl hinsichtlich der jährliche Zuweisung an 
Fördermitteln wie auch im Hinblick auf einen reduzierten Eigenanteil der Stadt Trier ist dieser Planungsrahmen
fortzuschreiben. Derzeit findet hierzu eine Abstimmung der Stadt mit den Fachministerien des Landes statt.
Im Hinblick auf die seit März 2012 fortgeschrittene Entwicklung im Plangebiet wird auch die Prioritätensetzung 
der geplanten Teilmaßnahmen zu aktualisieren sein. Mit dem Beschluss des Bebauungsplans BW 61-1 „Im 
Speyer-Eurener Straße“ und dem Abschluss der städte-baulichen Verträge mit den Grundstückeigentümern 
konnte hier ein wesentlicher erster Bau-stein auf den Weg gebracht werden. Weitere Maßnahmenschwerpunkte 
schließen sich an die laufenden Planungen im Programmgebiet an. Hier sind vor allem die Reaktivierung des 
Bahnhofes Trier-West bis Ende 2017 sowie Freistellung der Jägerkaserne, deren militärische Nutzung nach der 
Mitteilung der BIMA im April 2014 endete, zu nennen. Hierzu wurden bereits Gespräche mit der BIMA geführt. Im 
Zusammenhang mit der Planung des Haltepunkts wird auch die Planung des Umfeldes insbesondere der 
westliche Brückenkopf der Römerbrücke sowie die Anbindung des geplanten neuen Stadtteilzentrums zu planen 
sein. Unter Berücksichtigung der Zielsetzung einer engen Verknüpfung der Bus- und Bahnhaltestellen sind hier 
auch die Ergebnisse des Wettbewerbs Römerbrücke mit einzubeziehen und baulich umzusetzen. Das
Integrierte Handlungskonzept, entwickelt aus dem Masterplan, hat als Ziel der Nutzung der Jägerkaserne neben 
der „Schaffung von Wohnraum für neue Zielgruppen im Stadtteil“, den Bau seniorengerechter Wohnungen sowie 
sozialer Infrastruktur und umfangreicher Frei- und Grünflächen Im Hinblick auf die denkmalpflegerisch-
archäologischen Anforderungen, die Berücksichtigung der vorhandenen Infrastruktur sowie das Ziel der 
Schaffung kostengünstigen Wohnraums sind im Planungsprozess umfangreiche und komplexe Anforderungen zu 
berücksichtigen. Hier ist beabsichtigt von ihrem Erstzugriffsrecht der Kommune Gebrauch zu machen. Der 
nächste schritt wird sein, die Planungsziele zügig zu konkretisieren, um dann über einen Wettbewerb eine 
verbindliche Planungskonzeption zu erhalten und Baurecht zu schaffen, das eine wirtschaftliche und zeitnahe 
Entwicklung der Flächen gewährleistet. Weitere Schwerpunkte ergeben sich aus der geplanten Sanierung der
Luxemburger Straße im Zuge der Lärmaktionsplanung (2016-2017) und den mit den vorgenannten und laufenden 
Baumaßnahmen verbundenen Planungen am Moselufer.
Zu einer möglichen Erweiterung des Stadtumbaugebiets um den Bereich der Römerbrücke selbst wird dem 
Stadtrat gegebenenfalls zu einem späteren Zeitpunkt eine eigene Vorlage zur Beratung vorgelegt werden.

Zu 2. 
Grundsätzlich sind die Ziele eines Stadtumbaugebiets vorrangig durch Stadtumbauverträge zu sichern. Zur 
Umsetzung insbesondere von Maßnahmen zur Bodenordnung können zudem weitere Instrumente des
besonderen Städtebaurechtes (insbesondere das Sanierungsrecht) eingesetzt werden. Die Frage der 
Ausweisung eines Sanierungsgebiets wurde für den südlichen Teil des Stadtumbaugebiets im Rahmen einer 
Voruntersuchung geprüft (s. hierzu Vorlage 078/2012- Abschluss der Vorbereitenden Untersuchungen). Hierbei 
wurde für drei Teilbereiche der Beschluss einfacher Sanierungsgebiete und für weitere drei Teilbereiche der 
Beschluss klassischer Sanierungsgebiete vorgeschlagen. Darauf aufbauend wurde für den Bereich Eybl-Bobinet/ 
Bahnausbesserungswerk bereits ein einfaches Sanierungsgebiet als Satzung beschlossen. 
In den als klassische Sanierungsgebiete vorgeschlagenen Teilbereichen „Luxemburger Straße“ sowie
„Stadtteilzentrum“ bestehen einerseits bodenordnende Zielsetzungen, anderseits ist das Gebiet durch eine 
Vielzahl von Einzeleigentümern geprägt. Die umfängliche Umsetzung der Ziele des Stadtumbaus allein über 
Verträge kann in dieser Struktur erfahrungsgemäß nicht gewährleistet werden. Die in der Voruntersuchung 
ursprünglich vorgeschlagene Ausweisung eines förmlichen Sanierungsgebiets würde hier einen gemeindlichen 
Zugriff auf die notwendigen Grundstücksflächen sichern, gewährleistet eine Preislimitierung beim Grunderwerb 
und ermöglicht eine Mitfinanzierung aus Wertsteigerungen. Anderseits ist die Festsetzung eines förmlichen 
Sanierungsgebiets mit erheblichen eigentumsrechtlichen Eingriffen sowie einem hohen unvertretbaren 
Verwaltungsaufwand verbunden. Das Baugesetzbuch eröffnet mit der Aufstellung einer Satzung zur Sicherung 
und sozialverträglichen Durchführung des Stadtumbaus ein vereinfachtes Regelungsinstrumentarium. Da die 
gerichtlichen Auseinandersetzungen im Zuge der Umsetzung des Bebauungsplanes BW75-1 aufzeigen, dass 
leider nicht von einer umfänglichen konsensualen Umsetzung der Planungsziele ausgegangen werden kann,
muss die Kommune einzelfallbezogen weitergehende Instrumente anwenden können. Die Sicherungssatzung 
begründet in diesem Zusammenhang das Vorkaufsrecht und ermöglicht somit den Zugriff auf notwendige 
Schlüsselgrundstücke. Zudem ergibt sich aus dem Genehmigungsvorbehalt die Möglichkeit auf Veränderungen 
im Stadtumbaugebiet steuernd im Sinne der Stadtumbauziele einzuwirken. Allerdings kann hiermit u.a. nicht 
steuernd auf die Bodenpreisentwicklung eingriffen werden. Aus heutiger Sicht erscheint jedoch die Möglichkeiten 
einer Sicherungssatzung für die Sicherung der Durchführung der geplante Maßnahmen in den Teilbereichen 
Luxemburger Straße und Stadtteilzentrum zielführend zu sein. Bezüglich der Gebietsabgrenzung und der 
vorhandenen Missstände wird hier Bezug auf die Vorbereitenden Untersuchungen genommen.
Zu Sicherung der Durchführung der Stadtumbaumaßnahmen soll daher für die in der Anlage 2 bezeichnete 
Teilfläche eine Stadtumbausatzung gemäß § 171d Abs. 1 BauGB aufgestellt werden. Innerhalb des 
Satzungsgebiets besteht zur Sicherung der Ziele des Stadtumbaus eine eigene Genehmigungspflicht für 
Vorhaben, die u.a. eine Errichtung, Änderung, Nutzungsänderung oder den Abbruch von Gebäuden wie auch 
sonstige wesentliche wertsteigernde Veränderungen an baulichen Anlagen und Grundstücken bezwecken. Die
Genehmigung kann jedoch nur versagt werden, wenn ein Absehen von dem Vorhaben auch unter
Berücksichtigung des Allgemeinwohls wirtschaftlich nicht zumutbar ist.
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Hinsichtlich des dritten vorgeschlagenen klassischen Sanierungsgebietes „Bahnflächen“ er-scheint eine weitere 
Klärung mit dem Grundstückseigentümer im Rahmen eines Stadtumbauvertrags möglich. 
Der Beschluss der anderen vorgeschlagenen Sanierungsgebiete im vereinfachten Verfahren ist nach weiterer
Konkretisierung der Planungsziele für die betroffenen Flächen zu prüfen.

Anlagen:
Anlage 1: Angrenzung des Stadtumbaugebiets gem. § 171b Abs. 1 BauGB
Anlage 2: Satzung zur Sicherung von Durchführungsmaßnahmen des Stadtumbaus gem. § 171d Abs. 1 BauGB: 
Lageplan und Text

Antrag:

Der Stadtrat möge beschließen:

1. Das in Anlage 1 dargestellte Gebiet wird gemäß der Empfehlung des als städtebauliches
Entwicklungskonzept beschlossenen „Integrierten Handlungskonzept Stadtumbau Trier-West“ als 
Stadtumbaugebiet entsprechend § 171 b Abs. 1 BauGB festgelegt.

2. Die Satzung zur Sicherung von Durchführungsmaßnahmen des Stadtumbaus wird gemäß § 171d Abs. 
1 BauGB auf der Grundlage von § 24 der Gemeindeordnung von Rheinland-Pfalz beschlossen. Der 
Geltungsbereich der Satzung ist aus der anliegenden Übersichtskarte (Anlage 2) ersichtlich.

Online-Version dieser Seite: http://wwwallris.rathaus.trier/ai/vo020.asp?VOLFDNR=7855

Anlagen:

Nr. Status Name

1 (wie Dokument) Anölage1: Stadtumbaugebiet (1322 KB)

2 (wie Dokument) Anlage 2: Sicherungssatzung (913 KB)
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